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1 Einleitung

Die industriellen Beziehungen in der Bundesrepublik
sind durch ein duales System der Vertretung von Arbeit-
nehmerinteressen gekennzeichnet. Dieses duale System
basiert zum einen auf der betrieblichen Mitbestimmung
und zum anderen auf Tarifverhandlungen, die in der Re-
gel zwischen Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden
überbetrieblich auf der Branchenebene stattfinden. Vor
dem Hintergrund einer anhaltenden Diskussion um die
Zukunft des Flächentarifvertrags und angesichts der No-
vellierung des Betriebsverfassungsgesetzes im Jahre
2001 schenken Wirtschaftswissenschaftler und Wirt-
schaftspolitiker beiden Komponenten der dualen indus-
triellen Beziehungen eine große Beachtung. Ökonomi-
sche Untersuchungen zu Gewerkschaften beschäftigen
sich mit der Bedeutung, die der Zentralisierungsgrads von
Tarifverhandlungen für die Höhe der ausgehandelten
Löhne und für die Flexibilitätsspielräume von Betrieben
hat.1 In ähnlicher Weise untersuchen Studien zu Betriebs-
räten nicht nur den Einfluss betrieblicher Mitbestimmung
auf die betriebliche Leistungsfähigkeit, sondern auch auf
das Lohnniveau und die Lohnstruktur in den Betrieben.2

Dabei zeigt sich in der Regel ein positiver Zusammen-

hang zwischen dem Vorhandensein eines Betriebsrats und
dem betrieblichen Lohnniveau. Dies deutet darauf hin,
dass es auch unter den Bedingungen des gegenwärtigen
Tarifvertragssystems auf dezentraler betrieblicher Ebene
zu formellen oder informellen Lohnverhandlungen
kommt, bei denen der Betriebsrat eine wichtige Rolle
spielt.

Überraschenderweise finden Interaktionseffekte zwi-
schen betrieblicher Mitbestimmung und Tarifvertragssys-
tem in der überwiegenden Zahl der vorliegenden theoreti-
schen und empirischen Studien keine Berücksichtigung.
Es werden entweder nur die isolierten Effekte betrieb-
licher Mitbestimmung oder aber nur die isolierten Effekte
von Tarifverhandlungen betrachtet. Erst in neuerer Zeit
widmet sich eine kleinere Zahl theoretischer wie empiri-
scher Arbeiten den Interaktionseffekten zwischen den
beiden Säulen des dualen Systems der industriellen Be-
ziehungen. Zielsetzung des vorliegenden Beitrags ist es,
einen Überblick über diese Untersuchungen zu geben und
zusätzliche Evidenz für die Wechselwirkungen von be-
trieblicher Mitbestimmung und Tarifvertragssystem zu
präsentieren.

Im Vordergrund des Beitrags steht die Frage, ob sich tarif-
gebundene Betriebe und Betriebe ohne Bindung an einen
Tarifvertrag im Hinblick auf die Effekte unterscheiden,
die Betriebsräte auf das betriebliche Lohnniveau und auf
die betriebliche Leistungsfähigkeit ausüben. Es wird be-
tont, dass es bei der Bindung an einen Tarifvertrag zu ei-
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Der vorliegende Beitrag beschäftigt sich damit, wie das Tarifvertragssystem in der Bundesrepublik die
Wirkungen von Betriebsräten auf die betriebliche Leistungsfähigkeit und auf das betriebliche Lohnniveau
beeinflusst. Es wird zum einen ein Überblick über vorhandene theoretische und empirische Untersuchun-
gen gegeben. Zum anderen werden neue empirische Schätzungen präsentiert, die durch ein einfaches Ver-
handlungsmodell theoretisch fundiert werden. Insgesamt sprechen die vorliegenden Ergebnisse dafür,
dass sich Betriebsräte stärker in der Erzeugung betriebsspezifischer Renten und weniger in ihrer Vertei-
lung engagieren, wenn Betriebe tarifgebunden sind. Dies gilt auch für mittelgroße Betriebe.
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Freeman/Gibbons 1995; Fitzenberger/Franz 1999 und Lindbeck/Sno-
wer 2001 sowie die die empirischen Untersuchungen von Gerlach/Ste-
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2 Vgl. die empirischen Untersuchungen von FitzRoy/Kraft 1987, 1995;
Addison/Kraft/Wagner 1993; Frick/Sadowski 1995; Jirjahn 1998,
2002a; Addison/Schnabel/Wagner 2001; Gerlach/Jirjahn 2001; Hüb-
ler/Meyer 2001; Dilger 2002; Hübler/Jirjahn 2002; Askildsen/Jirjahn/
Smith 2004 sowie Addison et al. 2003 zum Einfluss von Betriebsräten
auf die Entlohnung bzw. die betriebliche Leistungsfähigkeit.



ner Reduktion von Verteilungskonflikten in den Betrie-
ben kommt. Dies führt dazu, dass sich Betriebsräte in ge-
ringerem Umfang für eine Umverteilung, sondern in ver-
stärktem Maße für die Schaffung betriebsspezifischer
Renten einsetzen.

Der Rest des Beitrags gliedert sich wie folgt. In Abschnitt
2 werden zunächst theoretische Argumente und vorlie-
gende empirische Studien diskutiert, die sich mit den
Wechselwirkungen von betrieblicher Mitbestimmung und
Tarifverhandlungssystem beschäftigen. Abschnitt 3 stellt
ein einfaches Verhandlungsmodell vor, auf dessen Grund-
lage sich diese Wechselwirkungen veranschaulichen las-
sen. Abschnitt 4 präsentiert neue Schätzergebnisse mit
Daten des Hannoveraner Firmenpanels speziell für Be-
triebe mit 21–100 Beschäftigten. Da Betriebsräte in fast
allen Großbetrieben vorhanden sind, soll durch die Be-
schränkung auf diese Größenklasse eine Verzerrung der
Schätzungen durch Betriebsgrößeneffekte vermieden
werden. Die Schätzungen bestätigen die theoretischen
Überlegungen, wonach Umverteilungsaktivitäten von
Betriebsräten im Falle einer Tarifbindung verringert wer-
den. Das Vorhandensein eines Betriebsrats wirkt sich in
tarifgebundenen Betrieben in geringerem Umfang auf das
betriebliche Lohnniveau aus als in Betrieben ohne Bin-
dung an einen Tarifvertrag. Der Beitrag schließt mit ei-
nem Fazit in Abschnitt 5.

2 Ökonomische Effekte von Betriebsräten in Betrie-
ben

Da Betriebsräte sowohl einen Einfluss auf die Erzeugung
als auch auf die Umverteilung betriebsspezifischer Ren-
ten ausüben können, behandelt der vorliegende Abschnitt
nicht nur die Wirkung von Mitbestimmung auf das be-
triebliche Lohnniveau, sondern auch die Effekte auf die
betriebliche Leistungsfähigkeit. Zunächst werden wir
grundsätzlich diskutieren, auf welchen Wegen Betriebsrä-
te eine Wirkung auf die Erzeugung bzw. auf die Vertei-
lung betriebsspezifischer Renten entfalten. Danach wer-
den wir uns damit beschäftigen, welche Rolle hierbei die
Bindung des Betriebs an einen Tarifvertrag spielt.
Schließlich wird ein Überblick über die bislang verfügba-
re empirische Evidenz gegeben.

2.1 Betriebsräte und die Schaffung betriebsspezifischer
Renten

Die Wahl und die Kompetenzen von Betriebsräten sind
im Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG) geregelt. Das
BetrVG sieht die Wahl eines Betriebsrats in Betrieben mit
mindestens fünf wahlberechtigten Beschäftigten vor. Die
Wahl eines Betriebsrats ist dabei nicht als genereller
Zwang, sondern vielmehr als eine Option anzusehen, die
das Gesetz den Beschäftigten einräumt. So zeigen Addi-
son/Schnabel/Wagner (1997) für das Verarbeitende Ge-
werbe Niedersachsens, dass diese Option in der Mehrzahl
der betriebsratsfähigen Betriebe von der Belegschaft
nicht wahrgenommen wird, wobei aber gleichzeitig ein
Großteil der niedersächsischen Industriebeschäftigten in
Betrieben mit einem Betriebsrat arbeitet. Das Vorhanden-
sein eines Betriebsrats hängt u.a. von der Betriebsgröße,

der Belegschaftsstruktur, dem Betriebsalter sowie von
den Produktionsbedingungen im Betrieb ab. Je nach Ent-
scheidungsbereich können die Rechte des Betriebsrats
von Informationsrechten, über Beratungsrechte bis hin zu
Zustimmungserfordernissen, echten Mitbestimmungs-
rechten und Initiativrechten reichen. Das BetrVG sieht
die zentrale Aufgabe des Betriebsrats in der vertrauens-
vollen Zusammenarbeit mit dem Management zum Woh-
le des Betriebs und der Beschäftigten. Gesetzlich ist der
Betriebsrat somit als eine Institution angelegt, die auf ei-
ne Steigerung betriebsspezifischer Renten ausgerichtet
ist. Ökonomisch lässt sich dies mit zwei Erklärungsansät-
zen begründen.

Der erste Ansatz besteht im Collective-Voice-Modell
(Freeman 1976, Freeman/Medoff 1979). Das Manage-
ment eines Betriebs kann daran interessiert sein, die Ar-
beitsbedingungen stärker an den Präferenzen der Be-
schäftigten auszurichten, um hierdurch die Motivation zu
steigern und die Fluktuation zu senken. Voraussetzung für
eine Verbesserung der Arbeitsbedingungen ist, dass die
Arbeitnehmer dem Management ihre Präferenzen offen-
baren. In diesem Zusammenhang kann ein Free-Rider-
Problem unter den Beschäftigten auftreten. Haben besse-
re Arbeitsbedingungen für die Belegschaft den Charakter
öffentlicher Güter, dann hat der einzelne Arbeitnehmer
nur einen geringen Anreiz, sich für eine Verbesserung der
Arbeitsbedingungen einzusetzen und in entsprechende
Verhandlungen mit dem Management einzutreten. Daher
ist ein gemeinsames Sprachrohr der Beschäftigten erfor-
derlich, das die Präferenzen der Arbeitnehmer aggregiert
und entsprechende Informationen an das Management
weiterleitet. In der Bundesrepublik lassen sich Betriebsrä-
te als eine solche Collective-Voice-Institution interpretie-
ren.

Für die Rolle als Sprachrohr der Belegschaft sind Infor-
mations- und Beratungsrechte erforderlich. Betriebsräte
verfügen in vielen Entscheidungsbereichen jedoch über
Rechte, die über eine reine Collective-Voice-Funktion
weit hinausgehen (FitzRoy/Kraft 1987). Dies bringt uns
zu dem zweiten Erklärungsansatz. Hiernach trägt ein Be-
triebsrat dazu bei, das Vertrauen zwischen Management
und Belegschaft zu stärken (Freeman/Lazear 1995). Ver-
trauensprobleme zwischen Management und Belegschaft
sind in vielerlei Hinsicht möglich. Ein Aspekt besteht in
der strategischen Nutzung von Informationen. Arbeitneh-
mer können Angaben des Managements über die wirt-
schaftliche Lage des Betriebs misstrauen, die Einschnitte
bei der Entlohnung oder eine verstärkte Anstrengung der
Belegschaft erforderlich machen. Umgekehrt werden die
Arbeitnehmer Informationen über Möglichkeiten zur
Steigerung der Produktivität nicht preisgeben, wenn sie
fürchten, dass diese Informationen gegen ihre Interessen
z.B. für Rationalisierungsmaßnahmen eingesetzt werden.
Die Konsequenz dieser Vertrauensprobleme besteht da-
rin, dass sie zu verringerter Motivation und Kooperations-
bereitschaft seitens der Belegschaft führen. Ein Betriebs-
rat, der in den entsprechenden Entscheidungsbereichen
über Mitbestimmungsrechte verfügt und dafür Sorge
trägt, dass die Interessen der Belegschaft hinreichend Be-
rücksichtigung finden, kann das Vertrauen der Arbeitneh-
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mer und damit ihre Motivation und Kooperationsbereit-
schaft stärken.

Betriebliche Mitbestimmung ist nicht die einzige Mög-
lichkeit, Free-Rider-Probleme innerhalb der Belegschaft
zu lösen und das Vertrauen zwischen Management und
Belegschaft zu fördern. Bei einem Free-Rider-Problem
innerhalb der Belegschaft handelt es sich um ein Gefan-
genendilemma, das unter bestimmten Bedingungen auf
der Basis eines wiederholten Spiels zwischen den Arbeit-
nehmern gelöst werden kann. Die einzelnen Arbeitneh-
mer werden sich in einem wiederholten Spiel für ein ko-
operatives Verhalten entscheiden, wenn der kurzfristige
Vorteil aus Trittbrettfahrerverhalten kleiner ist als der ab-
diskontierte Nachteil aus einer zukünftigen Koopera-
tionsverweigerung der Kollegen. In ähnlicher Weise kön-
nen Reputationserwägungen des Managements zu ver-
trauensvollen industriellen Beziehungen beitragen (Bull
1987). Hierbei handelt es sich um ein wiederholtes Spiel
zwischen Management und Belegschaft, bei dem das Ma-
nagement den kurzfristigen Vorteil aus dem Bruch ver-
trauensvoller Beziehungen gegenüber dem abdiskontier-
ten langfristigen Verlust aus einer mangelnden Koopera-
tionsbereitschaft der Belegschaft abwägt.

Wiederholte Spiele sind allerdings an eine Reihe von
Funktionsvoraussetzungen gebunden. Es müssen länger-
fristige Beschäftigungsverhältnisse vorliegen. Die betei-
ligten Parteien dürfen künftige Kooperationsverluste
nicht zu stark abzinsen. Sie müssen über hinreichende In-
formationen verfügen, um beurteilen zu können, ob sich
Mitspieler opportunistisch verhalten haben oder nicht
(Kreps 1990). Schließlich muss es Möglichkeiten einer
effektiven Sanktionierung opportunistischen Verhaltens
geben (Hogan 2001). Sind diese Funktionsvoraussetzun-
gen für wiederholte Spiele nicht erfüllt, dann ist betriebli-
che Mitbestimmung eine Alternative, um Free-Rider-
Probleme innerhalb der Belegschaft zu überwinden und
vertrauensvolle Beziehungen zwischen Management und
Belegschaft zu fördern. Dabei muss betriebliche Mitbe-
stimmung nicht generell als ein Substitut für wiederholte
Spiele betrachtet werden. Betriebliche Mitbestimmung
kann auch in komplementärer Beziehung zum Reputa-
tionsmechanismus stehen, wenn sie die Funktionsvoraus-
setzungen für wiederholte Spiele schafft. Ein Betriebsrat,
der die Transparenz betrieblicher Entscheidungen für die
Beschäftigten erhöht, erleichtert es dem Management, ei-
ne Reputation als vertrauenswürdiger Arbeitgeber aufzu-
bauen. Die Drohung, opportunistisches Verhalten des Ar-
beitgebers durch künftigen Kooperationsentzug zu be-
strafen, ist glaubwürdiger, wenn auf Grund verstärkter
Mitbestimmungsrechte Einflussmöglichkeiten auf be-
triebliche Entscheidungen zur Verfügung stehen und ein
Betriebsrat das Handeln der Arbeitnehmer koordinieren
kann.

Schließlich ist zu berücksichtigen, dass Vertrauensproble-
me in mehrstufigen Hierarchien eine komplexere Gestalt
annehmen (Kaufman/Levine 2000). Auch wenn die Be-
triebsleitung an ihrer Reputation als vertrauenswürdiger
Arbeitgeber interessiert ist, können Vorgesetzte auf hier-
archischen Zwischenstufen hiervon abweichende Zielset-
zungen verfolgen. Diese betreffen insbesondere die eige-

ne Karriere oder den eigenen Status. Es besteht somit die
Gefahr, dass Vorgesetzte Informationen über Innovations-
möglichkeiten oder besondere Fähigkeiten von Mitarbei-
tern nur verzerrt an die Betriebsleitung weitergeben. Ein
Betriebsrat schafft demgegenüber einen Kommunika-
tionsweg zwischen Betriebsleitung und Belegschaft, bei
dem Vorgesetzte auf hierarchischen Zwischenstufen nicht
unmittelbar eingeschaltet werden. Dies eröffnet eine
Möglichkeit, die opportunistische Verzerrung von Infor-
mationen durch Vorgesetzte zu umgehen oder zumindest
zu verringern (Smith 1991).

2.2 Betriebsräte und die Umverteilung betriebsspezifischer
Renten

Die vorangegangenen theoretischen Überlegungen wie
auch die rechtliche Ausgestaltung betrieblicher Mitbe-
stimmung rücken die rentenerzeugende Funktion von Be-
triebsräten in den Vordergrund. Das BetrVG zielt darauf
ab, Verteilungskonflikte zwischen Betriebsrat und Ma-
nagement weitestgehend zu vermeiden. Formal haben
Betriebsräte keine Kompetenzen, sich in Lohnverhand-
lungen mit dem Management zu engagieren. Fragen der
Entlohnung, die durch Tarifverträge oder üblicherweise
durch Tarifverträge geregelt werden, können – sofern kei-
ne tarifvertragliche Öffnungsklausel vorliegt – nicht zum
Gegenstand von Betriebsvereinbarungen gemacht wer-
den. Darüber unterliegen sowohl der Betriebsrat als auch
die Betriebsleitung der Friedenspflicht. Betriebsräte ha-
ben kein Recht, ihre Forderungen auf der Basis von Ar-
beitskampfmaßnahmen durchzusetzen. Kommt es zu ei-
nem Dissens zwischen Betriebsrat und Management,
dann sieht das BetrVG eine Lösung des Konflikts durch
eine Einigungsstelle oder ggf. durch das Arbeitsgericht
vor.

Gleichwohl kann es zu informellen Lohnverhandlungen
zwischen Betriebsrat und Management kommen. Be-
triebsräte können ihren Einfluss in Entscheidungsberei-
chen, in denen sie rechtlich über Kompetenzen verfügen,
dazu nutzen, um Einfluss in Entscheidungsbereichen zu
erlangen, in denen das BetrVG keine Kompetenzen der
Betriebsräte vorsieht (Müller-Jentsch 1995). Hierbei las-
sen sich zwei Wege unterscheiden, auf denen die infor-
mellen Verhandlungen zu einem höheren betrieblichen
Lohnniveau führen (Addison/Schnabel/Wagner 2001).
Der erste Weg besteht darin, dass Betriebe übertarifliche
Löhne zahlen. Bei gegebener Eingruppierung in die
Lohn- und Gehaltsgruppen erhalten die Arbeitnehmer
Löhne, die über dem Niveau liegen, das ein entsprechen-
der Tarifvertrag für die jeweiligen Lohn- und Gehalts-
gruppen vorsieht.3 Der zweite Weg besteht in einer höhe-
ren Eingruppierung der Arbeitnehmer. D.h., Arbeitneh-
mer werden in Lohn- oder Gehaltsgruppen eingruppiert,

MittAB 4/2003 651

3 Bei tarifgebundenen Betrieben ist der Referenzmaßstab für den Grad
der übertarifliche Entlohnung derjenige Lohn, den der Tarifvertrag vor-
sieht, an den der jeweilige Betrieb gebunden ist. Bei Betrieben ohne
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Betrieb zahlen muss, der tarifgebunden ist.



die über den Vergütungsgruppen liegen, die den Anforde-
rungen ihrer Arbeitsplätze entsprechen.

Engagiert sich ein Betriebsrat in der Umverteilung be-
triebsspezifischer Renten, so können sich hieraus Rück-
wirkungen auf die betriebliche Leistungsfähigkeit erge-
ben. Verhandlungen können zu Entscheidungsverzöge-
rungen führen. Dies ist insbesondere bei stark heteroge-
nen Präferenzen der beteiligten Parteien zu erwarten (Ti-
role 2001). Darüber hinaus ist zu erwarten, dass innerbe-
triebliche Verteilungskonflikte die Entscheidung der Be-
triebseigentümer beeinflussen, in Maßnahmen zu inves-
tieren, die sich auf die betriebliche Leistungsfähigkeit
auswirken. Zum einen kann das klassische Holdup-Pro-
blem auftreten. Kapitalgeber unterlassen teilweise Inves-
titionen in produktivitätssteigernde Maßnahmen, wenn
sich die Belegschaft einen Teil der Investitionsrückflüsse
auf der Basis informeller Verhandlungen aneignen kann.
Zum anderen ist der Fall denkbar, dass sogar in weniger
produktive Maßnahmen investiert wird, wenn diese Maß-
nahmen die Verhandlungsposition des Betriebsrats
schwächen (Hübler/Jirjahn 2002). Des Weiteren sind ne-
gative Rückwirkungen auf die betriebliche Leistungs-
fähigkeit möglich, wenn Betriebsräte ihre Mitbestim-
mungsrechte dazu nutzen, um Maßnahmen durchzuset-
zen, die primär im Interesse der Belegschaft liegen, ohne
die betriebliche Leistungsfähigkeit zu steigern. Ein Bei-
spiel ist die Einführung von Produktionsverfahren, die
den Arbeitnehmern eine geringere Anstrengung abverlan-
gen.

2.3 Der Einfluss des Tarifvertragssystems

Betriebsräte können sich aus theoretischer Sicht sowohl
in der Erzeugung als auch in der Verteilung von Renten
engagieren. Dies wirft die Frage auf, von welchen Bedin-
gungen die Aktivitäten der Betriebsräte beeinflusst wer-
den. Da betriebliche Mitbestimmung Bestandteil eines
übergreifenden Systems industrieller Beziehungen ist, er-
scheint es nahe liegend, die Wechselbeziehungen mit an-
deren zentralen Komponenten dieses Systems eingehen-
der zu untersuchen.

Tarifverhandlungen zwischen Gewerkschaften und Ar-
beitgeberverbänden sind die zweite Säule der dualen in-
dustriellen Beziehungen in der Bundesrepublik. Während
Betriebsräte und Gewerkschaften rechtlich unabhängige
Institutionen sind, zeigen sich in industriesoziologischen
Untersuchungen in der Regel enge Beziehungen zwi-
schen diesen beiden Institutionen (vgl. Müller-Jentsch
1995 für einen Überblick). Gewerkschaften spielen bei
der Wahl von Betriebsräten eine wichtige Rolle. Sie
unterstützen Betriebsräte bei ihrer Tätigkeit durch die Be-
reitstellung von Expertenwissen z.B. in arbeitsrechtlichen
Fragen. Im Gegenzug setzen sich Betriebsräte für die Re-
krutierung von Gewerkschaftsmitgliedern sowie für die
Umsetzung gewerkschaftlicher Interessen im Betrieb ein.

Welche Implikationen ergeben sich aus den engen Bezie-
hungen zwischen betrieblicher Mitbestimmung und Tarif-
vertragssystem für die betriebliche Leistungsfähigkeit
und für das betriebliche Lohnniveau? FitzRoy/Kraft
(1990) argumentieren, dass ein verstärkter gewerkschaft-

licher Einfluss und damit ein hoher gewerkschaftlicher
Organisationsgrad der Belegschaft zu einer unnachgiebi-
geren Position des Betriebsrats gegenüber dem Manage-
ment führt. Dieses Argument ist plausibel. Unterstützen
Gewerkschaften Betriebsräte durch Schulungen und
durch arbeitsrechtliches Fachwissen, so ist davon auszu-
gehen, dass es zu einer Stärkung der Verhandlungsposi-
tion von Betriebsräten gegenüber dem Management
kommt. Der entscheidende Punkt ist jedoch, ob hierdurch
die Position der Betriebsräte bei der Erzeugung oder bei
der Umverteilung von Renten gestärkt wird.

Eine Reihe von Argumenten spricht dafür, dass Gewerk-
schaften ein Interesse daran haben, Betriebsräte in ihrer
rentenerzeugenden Funktion zu unterstützen, wenn es
z.B. darum geht, opportunistisches Verhalten von Arbeit-
gebern zu unterbinden. Gleichzeitig ist davon auszuge-
hen, dass auf gewerkschaftlicher Seite ein Interesse be-
steht, die Betriebsräte bei der Umverteilung betrieblicher
Renten zu beschränken. Zum einen können Umvertei-
lungsaktivitäten auf der betriebliche Ebene die Verhand-
lungsposition der Gewerkschaft auf der sektoralen Ebene
schwächen, wenn es darum geht, das Handeln der Beleg-
schaften der verschiedenen Betriebe zu koordinieren.
Zum anderen können Gewerkschaften höhere Lohnab-
schlüsse durchsetzen und damit einen größeren Verhand-
lungserfolg verbuchen, wenn die Betriebe in einer Bran-
che höhere Renten erwirtschaften. Darüber hinaus fließen
in die Zielfunktion einer auf Branchenebene tätigen Ge-
werkschaft nicht ausschließlich die Interessen der in ei-
nem einzelnen Betrieb beschäftigten Insider ein, sondern
vielmehr die betriebsübergreifenden Interessen der in der
Branche beschäftigten Arbeitnehmer (Sevjnar 1982;
Moene/Wallerstein/Hoel 1993). Insgesamt sprechen diese
Argumente dafür, dass das deutsche Tarifvertragssystem
auf betrieblicher Ebene eine friedensstiftende Funktion
hat, indem es Umverteilungsaktivitäten von Betriebsräten
beschränkt.

Diese Funktion zentraler Tarifverhandlungen wird von
Freeman/Lazear (1995) auf der Basis eines einfachen
Modells analysiert. Die Autoren argumentieren, dass be-
triebliche Mitbestimmung eher zu einem System der in-
dustriellen Beziehungen passt, in dem Löhne außerhalb
der betrieblichen Ebene ausgehandelt werden. Betriebsrat
und Management haben einen Anreiz, sich auf die Maxi-
mierung der betriebsspezifischen Rente zu konzentrieren,
wenn die Aufteilung der Rente durch das Tarifvertrags-
system exogen vorgegeben ist. Das Modell kann dahinge-
hend interpretiert werden, dass sich Betriebsrat und Ma-
nagement auf der betrieblichen Ebene zunächst für die
Erzeugung der betrieblichen Rente einsetzen und sich
Gewerkschaft und Arbeitgeberverband anschließend über
die Aufteilung des Kuchens einigen.

Hübler/Jirjahn (2003) liefern eine alternative Modellie-
rung, um zu zeigen, dass das Tarifverhandlungssystem in
der Bundesrepublik dazu beiträgt, Umverteilungsaktivi-
täten von Betriebsräten zu begrenzen. Während Free-
man/Lazear (1995) auf eine Fundierung ihrer Analyse
durch ein Verhandlungsmodell verzichten, werden Ver-
handlungen zwischen Betriebsrat und Management expli-
zit berücksichtigt. Betriebsräte haben in der Analyse zwei
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Effekte. Der erste Effekt besteht darin, dass betriebliche
Mitbestimmung die vertrauensvollen industriellen Bezie-
hungen fördert, die erforderlich sind, um produktivitäts-
steigernde Maßnahmen im Betrieb umzusetzen. Somit
schafft betriebliche Mitbestimmung die Voraussetzung
dafür, dass über Investitionen oder die Einführung von
personalpolitischen Maßnahmen verhandelt werden
kann, die zu einer Steigerung der betrieblichen Leistungs-
fähigkeit beitragen. Mangelnde Vertrauensbeziehungen
und die daraus resultierende Kooperationsverweigerung
der Belegschaft verhindern demgegenüber in Betrieben
ohne Betriebsrat solche Verhandlungen über die produkti-
vitätsteigernden Maßnahmen.4 Der zweite Effekt ist da-
durch charakterisiert, dass die Mitbestimmungsrechte des
Betriebrats die Verhandlungsmacht der Arbeitnehmersei-
te stärken, indem sie die Position des Arbeitgebers im
Falle eines Konflikts schwächen. Der Betriebsrat kann
damit drohen, Entscheidungen zu verzögern, falls es zu
keiner Einigung in den (informellen) Verhandlungen mit
dem Management kommt. Die gesteigerte Verhandlungs-
macht der Arbeitnehmerseite führt zum einen dazu, dass
in einem Betrieb mit Betriebsrat eine höhere Entlohnung
für die Belegschaft durchgesetzt werden kann. Zum ande-
ren ist der Einfluss betrieblicher Mitbestimmung auf die
Umsetzung produktivitätssteigernder Investitionen nicht
mehr eindeutig. Betriebsräte können die erhöhte Verhand-
lungsmacht dazu nutzen, Maßnahmen durchzusetzen, die
zu einem niedrigeren Arbeitsleid bei den Beschäftigten,
nicht aber zwangsläufig zu einer höheren Produktivität
führen.

Die Bindung des Betriebs an einen Tarifvertrag verringert
in dem Modell von Hübler/Jirjahn (2003) die Möglichkeit
des Betriebsrats, Entscheidungen im Konfliktfall zu ver-
zögern. Hierfür sprechen mehrere Gründe. In der Regel
sind tarifgebundene Betriebe Mitglied eines Arbeitgeber-
verbandes, der die Betriebe in rechtlichen Fragen unter-
stützt. Zudem ist der Einfluss von Gewerkschaften in ta-
rifgebundenen Betrieben stärker.5 Wie wir bereits darge-
legt haben, ist davon auszugehen, dass auch Gewerk-
schaften ein Interesse daran haben, Betriebsräte bei der
betrieblichen Umverteilung von Renten zu beschränken.
Das Modell von Hübler/Jirjahn (2003) lässt erwarten,
dass die eingeschränkten Umverteilungsmöglichkeiten
des Betriebsrats in einem tarifgebundenen Betrieb sowohl
zu einem weniger starken Einfluss auf die Löhne der Be-
schäftigten als auch zu einer höheren Wahrscheinlichkeit
positiver Produktivitätswirkungen betrieblicher Mitbe-
stimmung führen.

2.4 Überblick über die bislang vorliegende empirische Evi-
denz

Die vorangegangenen theoretischen Überlegungen spre-
chen dafür, dass sich die Wirkungen von Betriebsräten
auf das betriebliche Lohnniveau und die betriebliche
Leistung zwischen tarifgebundenen Betrieben und Betrie-
ben ohne Bindung an einen Tarifvertrag unterscheiden.
Dies wird von Jirjahn/Klodt (1999) durch Einkommens-
funktionsschätzungen mit Daten des Hannoveraner Fir-
menpanels bestätigt. Sowohl OLS-Schätzungen mit den
gepoolten Daten des Panels als auch Random-Effects-

Schätzungen zeigen, dass das Vorhandensein eines Be-
triebsrats in Betrieben ohne Bindung an einen Tarifver-
trag mit einem höheren betrieblichen Lohnniveau einher-
geht, während ein solcher Zusammenhang für Betriebe,
die an einen Tarifvertrag gebunden sind, nicht festgestellt
werden kann. Hübler/Jirjahn (2003) verwenden ebenfalls
das Hannoveraner Firmenpanel, wobei sie die Endogenität
der Betriebsratsexistenz und der Tarifbindung berück-
sichtigen. Sie gelangen zu einem ähnlichen Ergebnis. Der
Einfluss des Betriebsrats auf das betriebliche Lohnniveau
fällt in Betrieben ohne Bindung an einen Tarifvertrag
stärker aus als in tarifgebundenen Betrieben. Im Hinblick
auf die Arbeitsproduktivität gelangen Hübler/Jirjahn
(2003) zu dem Ergebnis, dass das Vorhandensein eines
Betriebsrats in tarifgebundenen Betrieben mit einer höhe-
ren Arbeitsproduktivität verbunden ist, während sich ein
solcher Zusammenhang in Betrieben ohne Tarifbindung
nicht feststellen lässt. Beide Untersuchungen bestätigen
damit die Hypothese, dass sich Betriebsräte in tarifgebun-
denen Betrieben in geringerem Umfang in Umvertei-
lungsaktivitäten, sondern verstärkt in Aktivitäten zur
Steigerung der betrieblichen Leistungsfähigkeit engagie-
ren.

Hierfür sprechen auch die Ergebnisse von Studien, die
sich mit Nutzung konkreter personalpolitischer Maßnah-
men zur Steigerung der betrieblichen Leistungsfähigkeit
beschäftigen. Heywood/Hübler/Jirjahn (1998) sowie
Heywood/Jirjahn (2002) untersuchen die Nutzung leis-
tungsorientierter Entlohnungsformen wie Akkordentloh-
nung, Prämienentlohnung und Gewinnbeteiligung. Die-
sen Entlohnungsformen wird in der Literatur eine wichti-
ge Anreizfunktion zugeschrieben.6 Beide Untersuchun-
gen gelangen zu dem Ergebnis, dass das Vorhandensein
eines Betriebsrats in tarifgebundenen Betrieben mit einer
höheren Wahrscheinlichkeit der Nutzung einer Leistungs-
entlohnung verbunden ist, während sich ein solcher Zu-
sammenhang in Betrieben ohne Tarifbindung nicht zeigt.
Jirjahn (2002) findet schließlich Evidenz dafür, dass tarif-
gebundene Betriebe, in denen es einen Betriebsrat gibt,
mit einer höheren Wahrscheinlichkeit ein modernes Hu-
man-Resource-Management-System haben, das durch
Gruppenentlohnung, Weiterbildung und eine flexible Ar-
beitsorganisation gekennzeichnet ist.

Im Unterschied zu den zuvor genannten Untersuchungen
stellen Addison/Schnabel/Wagner (2001) nicht die Tarif-
bindung, sondern die Betriebsgröße als das zentrale be-
triebliche Charakteristikum in den Vordergrund, das für
die Wirkungen von Betriebsräten ausschlaggebend ist.
Sie führen separate Schätzungen für Betriebe mit 21–100
Beschäftigten durch. Für eine solche Vorgehensweise
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ration der Belegschaft in der Tat ein Hemmnis für die Umsetzung von
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5 Dies zeigt sich u.a. an einem positiven Zusammenhang zwischen Ta-
rifbindung und gewerkschaftlichem Organisationsgrad (vgl. Klodt/
Meyer 1998).
6 Vgl. z.B. Lazear (2000) für Akkordlöhne und FitzRoy/Kraft (1986) für
eine Gewinnbeteiligung der Belegschaft.



sprechen drei Gründe. Erstens hat die überwiegende Zahl
der Großbetriebe einen Betriebsrat. Durch eine Beschrän-
kung der Schätzungen auf eine Betriebsgrößenklasse, in
der die Variable für den Betriebsrat eine hinreichende Va-
riation aufweist, kann vermieden werden, dass der ge-
schätzte Betriebsratseffekt möglicherweise nur einen
Größeneffekt widerspiegelt. Zweitens variieren die Rech-
te der Betriebsräte mit der Betriebsgröße. In der genann-
ten Größenklasse haben Betriebsräte dieselben Rechte.
Drittens schließlich könnten sich die Partizipationserfor-
dernisse kleinerer und größerer Betriebe unterscheiden,
da Großbetriebe z.B. durch eine stärker hierarchische und
bürokratische Organisation gekennzeichnet sind. Addi-
son/Schnabel/Wagner (2001) gelangen mit Querschnitts-
daten aus der ersten Welle des Hannoveraner Firmenpa-
nels zu dem Ergebnis, dass sich in der Größenklasse mit
21–100 Beschäftigen zwar ein Lohneffekt, aber kein Pro-
duktivitätseffekt von Betriebsräten feststellen lässt.7

Um zu überprüfen, welcher Faktor letztlich eine Rolle für
die Wirkungen von Betriebsräten spielt, führt Jirjahn
(2003) eine sowohl nach der Betriebsgröße als auch nach
der Tarifbindung differenzierte Untersuchung durch. So-
wohl einfache Querschnittschätzungen als auch Random-
Effects-Schätzungen zeigen, dass auch bei Betrieben mit
21–100 Beschäftigten die Tarifbindung des Betriebs ent-
scheidend dafür ist, ob das Vorhandensein eines Betriebs-
rats mit einer höheren Produktivität einhergeht oder nicht.
Auch für diese Betriebsgrößenklasse zeigt sich ein positi-
ver Zusammenhang zwischen dem Vorhandensein eines
Betriebsrats und der Produktivität in tarifgebundenen Be-
trieben, nicht jedoch in Betrieben ohne Bindung an einen
Tarifvertrag. Zu einem ähnlichen Ergebnis kommt Hübler
(2003) bei einer Beschränkung der Schätzungen auf Be-
triebe mit 200–300 Beschäftigten, wobei die Endogenität
von Betriebsratsexistenz und Tarifbindung berücksichtigt
wird. Die Ergebnisse beider Untersuchungen sprechen
dafür, dass weniger die Betriebsgröße, sondern vielmehr
die Tarifbindung für die Produktivitätseffekte von Be-
triebsräten entscheidend ist.

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass verschiede-
ne Studien für das Verarbeitende Gewerbe Niedersach-
sens auch bei Verwendung unterschiedlicher Methoden
zu ähnlichen Ergebnissen gelangen. Betriebsrat ist nicht
gleich Betriebsrat. Die Tarifbindung eines Betriebs
scheint eine wichtige Rolle dafür zu spielen, inwieweit
sich Betriebsräte in der Verteilung bzw. in der Erzeugung
betriebsspezifischer Renten engagieren. Ist ein Betrieb an
einen Tarifvertrag gebunden, dann werden Umvertei-
lungsaktivitäten des Betriebsrats beschränkt und seine
Rolle bei der Steigerung der betrieblichen Leistungsfä-
higkeit gewinnt an Bedeutung. Im Hinblick auf die Pro-
duktivitätswirkungen von Betriebsräten zeigt sich, dass
dieses Ergebnis auch dann gilt, wenn die Schätzungen nur
für Betriebe mittlerer Größe durchgeführt werden. Inwie-
weit die Tarifbindung auch für die Lohneffekte von Be-
triebsräten in Betrieben mit 21–100 Beschäftigen eine
Rolle spielt, ist bislang noch nicht untersucht worden.
Diese Frage wird in Abschnitt 4 des vorliegenden Bei-
trags eingehender untersucht.

3 Modelltheoretische Analyse

Bevor wir uns der empirischen Analyse zuwenden, wol-
len wir die Schätzungen zunächst durch ein einfaches
Verhandlungsmodell motivieren. Im Vergleich zum An-
satz von Hübler/Jirjahn (2003) beinhaltet das Modell so-
wohl eine Vereinfachung als auch eine Erweiterung.
Während Betriebsrat und Management bei Hübler/Jirjahn
sowohl über Löhne als auch über die Einführung produk-
tivitätssteigernder Maßnahmen verhandeln, konzentriert
sich die vorliegende Analyse der Einfachheit halber auf
Lohnverhandlungen zwischen Betriebsrat bzw. Beleg-
schaft auf der einen Seite und der Betriebsleitung auf der
anderen Seite. Produktivitätswirkungen, die sich aus der
Schaffung vertrauensvoller industrieller Beziehungen in
den Betrieben ergeben, werden nicht berücksichtigt, da
sie nicht Gegenstand der nachfolgenden empirischen
Untersuchung sind. Der Betriebsrat kann in der modell-
theoretischen Analyse allerdings die Produktivität beein-
flussen, indem er Entscheidungen im Fall der Nichteini-
gung verzögert. Die Erweiterung gegenüber Hübler/Jir-
jahn besteht darin, dass nicht nur ein indirekter, sondern
auch ein direkter Effekt der Tarifbindung auf das betrieb-
liche Lohnniveau Berücksichtigung findet. Der direkte
Effekt besteht darin, dass die im Tarifvertrag festgelegten
Löhne den Charakter von Mindestlöhnen haben, die ein
tarifgebundener Betrieb nicht unterschreiten kann. Der
indirekte Effekt ergibt sich daraus, dass die Bindung an
einen Tarifvertrag die Möglichkeiten des Betriebsrats zur
Verzögerung von Entscheidungen und damit seine Ver-
handlungsmacht beeinflusst.

Betrachtet wird ein Betrieb mit einer gegebenen Zahl an
Arbeitskräften. In diesem Betrieb kommt es zu Lohnver-
handlungen zwischen Belegschaft bzw. Betriebsrat auf
der einen Seite und den Unternehmenseigentümern auf
der anderen Seite. Führen die formellen oder informellen
Lohnverhandlungen zu einer Einigung, dann sei die Pro-
duktionsfunktion Q(N), wobei N die Zahl der Arbeitskräf-
te bezeichnet.

Für den Fall, dass es zu keiner Einigung kommt, sei die
Produktionsfunktion � j

i·Q(N) mit 0 ≤ � j
i < 1. In Anleh-

nung an Modelle zur Lohndrift (vgl. Moene/Waller-
stein/Hoel 1993: 100ff) spiegelt der Parameter � j

i die
Möglichkeiten der Arbeitnehmerseite wider, sich im Kon-
fliktfall unkooperativ zu verhalten und die Produktion zu
behindern. Für den Fall, dass es keine betriebliche Mitbe-
stimmung gibt, können die Beschäftigten z.B. Dienst
nach Vorschrift leisten. Ist ein Betriebsrat vorhanden, so
kann er seine Mitbestimmungsrechte zur Verzögerung
von Entscheidungen nutzen. Der Parameter � j

i lässt sich
als inverses Maß der Verhandlungsmacht der Arbeit-
nehmerseite interpretieren. Je kleiner � j

i ist, umso mehr
Möglichkeiten gibt es, die Produktion zu behindern. In-
dex i bringt dabei zum Ausdruck, dass die Verhandlungs-
macht der Arbeitnehmerseite vom Vorhandensein eines
Betriebsrats abhängen kann: i = 0, wenn kein Betriebsrat
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vorhanden ist; i = 1, wenn ein Betriebsrat vorhanden ist.
Index j bringt zum Ausdruck, dass die Macht der Arbeit-
nehmerseite bei den betrieblichen Lohnverhandlungen
auch von der Bindung an einen Tarifvertrag abhängen
kann: j = 0, wenn der Betrieb nicht an einen Tarifvertrag
gebunden ist; j = 1, wenn der Betrieb tarifgebunden ist.8

Der Einfachheit halber sei davon ausgegangen, dass die
Tarifbindung keinen Einfluss auf die Verhandlungsmacht
der Arbeitnehmer hat, wenn kein Betriebsrat im Betrieb
vorhanden ist: �0

0 = �1
0 � �0 . Das Vorhandensein eines

Betriebsrats steigert die Verhandlungsmacht der Arbeit-
nehmerseite, wobei die Ausführungen in Abschnitt 2.3
nahe legen, dass die Zunahme der Verhandlungsmacht in
einem tarifgebundenen Betrieb geringer ausfällt als in ei-
nem Betrieb ohne Tarifbindung: �0 ≥ �1

1 > �0
1 . Der Be-

triebsrat kann seine Mitbestimmungsrechte nutzen, um
Entscheidungen im Konfliktfall zu verzögern. Diese
Möglichkeit wird im Fall einer Tarifbindung stärker be-
grenzt.

Die im Betrieb beschäftigten Arbeitnehmer seien iden-
tisch. Der Nutzen jedes Arbeitnehmer hängt von seiner
Entlohnung w ab: U(w) = w. Im Fall einer Einigung wird
der ausgehandelte Lohn wj

i vom Vorhandensein eines Be-
triebsrats sowie von der Bindung an einen Tarifvertrag
beeinflusst. Die Entlohnung, die der Betrieb den Arbeit-
nehmer im Konfliktfall zahlt, sei unabhängig vom Vor-
handensein eines Betriebsrats und sei ausschließlich ab-
hängig von der Bindung an einen Tarifvertrag: w– j

i = w– jmit
w– 0 ≤ w– 1. Ist der Betrieb an einen Tarifvertrag gebunden,
so muss er den Beschäftigen den Tariflohn w– 1 zahlen,
auch wenn die betrieblichen Lohnverhandlungen schei-
tern. Für den Lohn  w– 0, den ein Betrieb ohne Tarifbin-
dung im Konfliktfall zahlen muss, gibt es zwei Interpreta-
tionsmöglichkeiten. Eine Möglichkeit besteht darin, den
Lohn w– 0 als Reservationslohn zu interpretieren. Damit ei-
ne Arbeitskraft bereit ist, in dem Betrieb zu arbeiten,
muss sie mindestens das Einkommen w– 0 erhalten, das sie
erwarten kann, wenn sie nicht in dem Betrieb beschäftigt
ist. In dieses erwartete Einkommen fließen neben der Ent-
lohnung, die ein Arbeitnehmer in anderen Betrieben er-
halten würde, auch die Lohnersatzleistungen ein, die er
im Fall von Arbeitslosigkeit erhält. Nahe liegend ist, dass
die Tarifverhandlungen auf Branchenebene zu einem
Lohn führen, der über dem Reservationslohn liegt. In die-
sem Fall gilt: w– 0 <  w– 1. Die zweite Interpretationsmög-
lichkeit ist, dass sich auch ein Betrieb ohne Tarifbindung
im Konfliktfall an den tariflich ausgehandelten Löhnen
orientieren muss. Ein Grund könnten Fairnesserwägun-
gen sein, die Betriebe dazu veranlassen, sich an Tariflöh-
nen zu orientieren.9 Im Fall der zweiten Interpretations-
möglichkeit gilt: w– 0 =  w– 1.

Um das Verhandlungsproblem zu lösen, greifen wir auf
den Nash-Verhandlungsansatz zurück. Das Nash-Produkt
ist:

(1)  maxΩ j
i = [w j

i N – w– jN]0,5 · [Q(N) – w j
i N – (� j

i Q(N) –
w– jN)]0,5

w j
i

Aus der Bedingung erster Ordnung für ein Maximum des
Nash-Produkts erhalten wir:

(2)  w j
i = 0,5 · (1 – � j

i )  
Q(N)
––––

N   
+ w– j.

Der auf betrieblicher Ebene ausgehandelte Lohn steigt
mit der Pro-Kopf-Ausbringungsmenge Q(N)/N. Er fällt
umso höher aus, je höher die Entlohnung  w– j im Fall der
Nichteinigung ist. Des Weiteren ergibt sich ein höherer
Lohn, wenn die Arbeitnehmerseite umfangreiche Mög-
lichkeiten zur Behinderung der Produktion hat, d.h. wenn
� j

i klein ist.

Wir können nun vergleichen, wie sich die Tarifbindung in
einem Betrieb mit und in einem Betrieb ohne Betriebsrat
auswirkt. Alternativ können wir untersuchen, welchen
Einfluss das Vorhandensein eines Betriebsrats in einem
Betrieb mit und in einem Betrieb ohne Tarifbindung auf
die Entlohnung hat. Wenden wir uns zunächst der ersten
Möglichkeit zu und betrachten den Einfluss der Tarifbin-
dung in Betrieben mit und ohne Betriebsrat:

(3a) w1
0 – w0

0 =  w– 1 –  w– 0 .

(3b) w1
1 – w0

1 =  w– 1 –  w– 0 – 0,5 · (� 1
1 – � 0

1 )
Q(N)
––––

N   
.

Gleichung (3a) gibt das Lohndifferenzial zwischen einem
Betrieb mit und einem Betrieb ohne Tarifbindung wieder,
wenn es in beiden Betrieben keinen Betriebsrat gibt.
Existiert kein Betriebsrat, dann kann die Tarifbindung die
Verhandlungsposition der Arbeitnehmer stärken und ei-
nen Einfluss auf das betriebliche Lohnniveau ausüben, in-
dem sie zu einem höheren Lohn führt, den der Betrieb
den Arbeitnehmern im Fall der Nichteinigung zu zahlen
hat. Gleichung (3b) zeigt das Lohndifferenzial zwischen
Betrieben mit und ohne Tarifbindung, in denen ein Be-
triebsrat vorhanden ist. Existiert ein Betriebsrat, dann er-
gibt sich ein zweiter Effekt der Tarifbindung. Dieser
zweite Effekt wirkt dem ersten Effekt entgegen. Verrin-
gert eine Tarifbindung die Möglichkeiten des Betriebs-
rats, Entscheidungen zu verzögern, dann wird hierdurch
die Verhandlungsposition der Arbeitnehmerseite in den
betrieblichen Lohnverhandlungen geschwächt: � 1

1 > � 0
1 .

Der Vergleich von (3a) mit (3b) lässt somit erwarten, dass
sich die Tarifbindung in Betrieben mit Betriebsrat in ge-
ringerem Umfang in einem höheren Lohnniveau nieder-
schlägt als in Betrieben, in denen es keinen Betriebsrat
gibt.

Betrachten wir nun, wie sich das Vorhandensein eines Be-
triebsrats in Betrieben mit und ohne Tarifbindung auf die
Entlohnung der Arbeitnehmer auswirkt:

(4a)   w0
1 – w0

0 =  0,5 · (�0 – � 0
1 )

Q(N)
––––

N   
.

(4b)   w1
1 – w1

0 =  0,5 · (�0 – � 1
1 )

Q(N)
––––

N   
.

Gleichung (4a) gibt das Lohndifferenzial zwischen Be-
trieben mit und ohne Betriebsrat wieder, wenn die Betrie-
be nicht an einen Tarifvertrag gebunden sind. Gleichung
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8 Die Entscheidung der Belegschaft über die Wahl eines Betriebsrats so-
wie die Entscheidung der Betriebseigentümer über die Mitgliedschaft in
einem Arbeitgeberverband und damit über die Tarifbindung werden von
Hübler/Jirjahn (2003) modelliert.
9 Vgl. Franz/Pfeiffer (2001) für eine empirische Untersuchung zur Rolle
von Fairnesserwägungen bei der betrieblichen Lohnpolitik.



(4b) zeigt das Lohndifferenzial zwischen Betrieben mit
und ohne Betriebsrat im Fall einer Tarifbindung. Gilt 
� 1

1 > � 0
1 , dann fällt der Betriebsratseffekt auf die Entloh-

nung in tarifgebundenen Betrieben schwächer aus als in
Betrieben ohne Bindung an einen Tarifvertrag. Haben Be-
triebsräte in tarifgebundenen Betrieben weniger Möglich-
keiten Entscheidungen zu verzögern, dann wirkt sich das
Vorhandensein eines Betriebsrats im Fall einer Tarifbin-
dung in geringerem Umfang auf das betriebliche Lohnni-
veau aus.10

4 Empirische Analyse

Die vorangegangenen Überlegungen lassen erwarten,
dass Interaktionseffekte zwischen betrieblicher Mitbe-
stimmung und Tarifvertragssystem für das betriebliche

Lohnniveau eine wichtige Rolle spielen. Im Folgenden
werden diese Interaktionseffekte für niedersächsische Be-
triebe des Verarbeitenden Gewerbes mit 21–100 Beschäf-
tigten untersucht.
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Tabelle 1: Deskription der Variablen für Betriebe mit 21–100 Beschäftigten

Variable Mittelwert Standardabweichung 

Betrieblicher Durchschnittslohn (Jährliche Lohn- und 
Gehaltssumme dividiert durch die Beschäftigtenzahl) 48.532,5 DM 13.735,5 DM

Betriebsrat (Dummy-Variable für das Vorhandensein eines 
Betriebsrats) 0,576 0,495

Tarifvertrag (Dummy-Variable für die Bindung an einen 
Tarifvertrag) 0,592 0,491

Betriebsrat*Tarifbindung (Dummy-Variable für das Vorhandensein 
eines Betriebsrats und die Bindung an einen Tarifvertrag) 0,427 0,495

Frauenanteil 0,277 0,237

Anteil Teilzeitbeschäftigter 0,072 0,104

Auszubildendenanteil 0,045 0,060

Anteil gewerblicher Arbeitskräfte 0,641 0,177

Facharbeiteranteil 0,405 0,255

Akademikeranteil 0,031 0,046

Anteil tätiger Inhaber/Familienangehöriger 0,034 0,036

Betriebsgröße (Anzahl Beschäftigter) 53,125 21,916

Einzelbetrieb (Dummy-Variable für einen Betrieb, der kein 
Zweigbetrieb ist und selbst auch keine Zweigbetriebe hat) 0,675 0,469

Gründung 1960 (Dummy-Variable für einen Betriebe, 
der in den sechziger Jahren gegründet wurde) 0,122 0,327

Gründung 1970 (Dummy-Variable für einen Betrieb, 
der in den siebziger Jahren gegründet wurde) 0,080 0,271

Gründung 1980 (Dummy-Variable für einen Betrieb, 
der in den achtziger Jahren gegründet wurde) 0,118 0,322

Modernste Produktionstechnik (Dummy-Variable für 
Produktionstechnologie, die sich auf dem neuesten Stand befindet) 0,307 0,462

Schichtarbeit (Dummy-Variable für die Nutzung von Schichtarbeit) 0,298 0,458

Erfolgsbeteiligung Geschäftsleitung (Dummy-Variable für 
eine Erfolgsbeteiligung der Geschäftsleitung) 0,444 0,497

1995 (Dummy-Variable für Beobachtung aus 1995) 0,315 0,465

1996 (Dummy-Variable für Beobachtung aus 1996) 0,314 0,464

Zahl der Beobachtungen = 714

10 Ein ähnliches Ergebnis lässt sich auch dann herleiten, wenn man da-
von ausgeht, dass Betriebsräte in tarifgebundenen Betrieben nicht nur
die Lohninteressen der im Betrieb beschäftigten Insider, sondern auch
den Beschäftigungsumfang berücksichtigen. Eine Begründung hierfür
könnte darin liegen, dass der Einfluss von Gewerkschaften und damit
der Einfluss betriebsübergreifender Interessen in tarifgebundenen Be-
trieben stärker ausgeprägt ist. Um diesen Aspekt zu modellieren, müsste
die Analyse dahingehend modifiziert werden, dass die Betriebe Be-
schäftigungsanpassungen vornehmen können und Betriebsräte in Be-
trieben mit und ohne Tarifbindung unterschiedliche Zielfunktionen ha-
ben (vgl. hierzu auch Svejnar 1982).



4.1 Datensatz und Variablen

Die vorliegende Untersuchung nutzt Daten des Hannove-
raner Firmenpanels. Die Daten wurden als Längsschnitt-
befragung von Betrieben des Verarbeitenden Gewerbes in
Niedersachsen erhoben (Brand et al. 1998). Für die
Schätzungen werden die gepoolten Daten mit Angaben
über die jährliche Lohn- und Gehaltssumme in den Jahre
1994, 1995 und 1996 herangezogen.

Teile des Datensatzes sind auch von Jirjahn/Klodt (1999),
Addison/Schnabel/Wagner (2001) sowie Hübler/Jirjahn
(2003) verwendet worden, um den Zusammenhang von
Betriebsräten und betrieblichem Lohnniveau zu untersu-
chen. Addison/Schnabel/Wagner (2001) führen mit der
ersten Welle des Hannoveraner Firmenpanels separate
Schätzungen für Betriebe mit 21–100 Beschäftigten
durch, ohne den Einfluss der Tarifbindung zu berücksich-
tigen. Jirjahn/Klodt (1999) sowie Hübler/Jirjahn (2003)
trennen in den Schätzungen zwischen Betrieben mit und
ohne Tarifbindung, ohne aber separate Schätzungen für
eine mittlere Betriebsgrößenklasse durchzuführen. Im
vorliegenden Beitrag werden beide Ansätze kombiniert.
Zum einen werden die Wechselbeziehungen zwischen Ta-
rifbindung und betrieblicher Mitbestimmung berücksich-
tigt. Zum anderen werden die Schätzungen auf die Teil-
stichprobe der Betriebe mit 21–100 Beschäftigten be-
schränkt um zu überprüfen, ob die Tarifbindung auch in
dieser Betriebsgrößenklasse eine Rolle für den Lohnef-
fekt von Betriebsräten spielt.

In Tabelle 1 finden sich die Beschreibung und die des-
kriptiven Statistiken der verwendeten Variablen. Abhän-
gige Variable ist der betriebliche Jahresdurchschnittslohn
über alle Beschäftigten, d.h. die jährliche Lohn- und Ge-
haltssumme dividiert durch die Zahl der Beschäftigten.
Der Mittelwert dieser Variable beträgt rund 48.500 DM.
Die beiden zentralen erklärenden Variablen sind eine
Dummy-Variable für das Vorhandensein eines Betriebs-
rats sowie eine Dummy-Variable für die Bindung des Be-
triebs an einen Tarifvertrag. In der vorliegenden Untersu-
chung wird nicht zwischen Haus- und Flächentarifverträ-
gen unterschieden, da nicht für alle der verwendeten Wel-
len entsprechend differenzierte Informationen vorliegen
und der überwiegende Teil (knapp 90%) der tarifgebun-
denen Betriebe im Hannoveraner Firmenpanel zudem ei-
nen Flächentarifvertrag hat.11 Darüber hinaus ist für die
vorliegende Untersuchung weniger bedeutsam, ob der
Betrieb an einen Flächen- oder einen Haustarifvertrag ge-
bunden ist. Entscheidend ist vielmehr, dass Verteilungs-
fragen nicht primär beim Betriebsrat, sondern auf Seiten
der Gewerkschaften anfallen, die auch im Fall von Haus-
tarifverträgen betriebsübergreifende Interessen verfolgen.

Verschiedene Kontrollvariablen für die Belegschafts-
struktur und für betriebliche Charakteristika finden in den
Schätzungen Berücksichtigung.12 Die Belegschaftsstruk-
tur wird durch den Frauenanteil im Betrieb, den Anteil
der Teilzeitbeschäftigten, den Auszubildendenanteil, den
Anteil gewerblicher Arbeitskräfte, den Facharbeiteranteil,
den Akademikeranteil sowie durch den Anteil tätiger In-
haber und Familienangehöriger erfasst. Betriebliche Cha-
rakteristika werden durch die Betriebsgröße sowie durch

Dummy-Variablen für den Stand der Produktionstechno-
logie, das Betriebsalter, die Nutzung von Schichtarbeit
und für einen Einzelbetrieb berücksichtigt, der keinen
Zweigbetrieb hat und selbst kein Zweigbetrieb ist. Eine
Dummy-Variable für eine Erfolgsbeteiligung des Ma-
nagements erfasst den Einfluss von Managementanrei-
zen. Schließlich werden Jahres-Dummies sowie 12 Dum-
my-Variablen für die Sektorzugehörigkeit in die Schät-
zungen aufgenommen.

4.2 Ergebnisse

Die Ergebnisse der Schätzungen mit dem logarithmierten
betrieblichen Durchschnittslohn finden sich in Tabelle 2.
In Schätzung (1) werden Interaktionseffekte zwischen Ta-
rifbindung und betrieblicher Mitbestimmung noch nicht
berücksichtigt. Die Dummy-Variable für die Bindung an
einen Tarifvertrag zeigt keinen signifikanten Einfluss.
Demgegenüber zeigt sich ein signifikanter Einfluss be-
trieblicher Mitbestimmung. In Betrieben mit 21–100 Be-
schäftigten geht das Vorhandensein eines Betriebsrats mit
einer Erhöhung des betrieblichen Durchschnittslohns um
rund 13,7% einher.13 Dieses Ergebnis lässt sich mit dem
von Addison/Schnabel/Wagner (2001) vergleichen, deren
geschätzter Koeffizient allerdings einen etwas höheren
Einfluss von 18,5% ausweist.

In Schätzung (2) wird eine Interaktionsvariable für be-
triebliche Mitbestimmung und Tarifbindung aufgenom-
men. Bemerkenswerterweise zeigt sich nun ein – auf dem
10%-Niveau – signifikanter Einfluss der Tarifbindung.
Der positive Einfluss der Tarifbindung auf die Entloh-
nung lässt sich vor dem Hintergrund des Verhandlungs-
modells dadurch erklären, dass sich hierdurch der Lohn
erhöht, den der Betrieb den Beschäftigten zahlen müsste,
wenn sich die beteiligten Parteien bei den betrieblichen
Lohnverhandlungen nicht einigen könnten. Der negative
Koeffizient der Interaktionsvariable entspricht ebenfalls
den theoretischen Erwartungen. Eine Tarifbindung des
Betriebs dämpft den Einfluss, der vom Vorhandensein ei-
nes Betriebsrats auf den betrieblichen Durchschnittslohn
ausgeht. Dies kann als Bestätigung für die Hypothese an-
gesehen werden, dass Betriebsräte in tarifgebundenen Be-
triebe weniger Möglichkeiten haben sich in einer Umver-
teilung betriebsspezifischer Renten zu engagieren.

In Schätzung (3) werden nur Betriebe mit einer Bindung
an einen Tarifvertrag aufgenommen, während Schätzung
(4) nur Betriebe ohne Tarifbindung berücksichtigt. Die
Schätzungen bestätigen, dass der Lohneffekt betrieblicher
Mitbestimmung in tarifgebundenen Betrieben deutlich
niedriger ausfällt als in Betrieben ohne Bindung an einen
Tarifvertrag. Das Vorhandensein eines Betriebsrats ist in
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Jirjahn/Klodt 1998.
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tarifgebundenen Betrieben mit einer Erhöhung des be-
trieblichen Durchschnittslohns um 9% verbunden, wäh-
rend betriebliche Mitbestimmung in Betrieben ohne Ta-
rifbindung mit einer Lohnerhöhung von rund 19% einher-
geht. Zusammenfassend bestätigen die Ergebnisse somit,
dass die Lohneffekte betrieblicher Mitbestimmung auch
in Betrieben mit 21–100 Beschäftigten von der Tarifbin-
dung des Betriebs abhängen.

5 Schlussbemerkungen

Der vorliegende Beitrag verdeutlicht, dass die Wechsel-
beziehungen zwischen betrieblicher Mitbestimmung und
Tarifvertragssystem entscheidend sind für unser Ver-
ständnis der industriellen Beziehungen in der Bundesre-
publik. Durch Berücksichtigung dieser Wechselbeziehun-
gen rückt zum einen ein wichtiger indirekter Effizienzef-

fekt zentraler Tarifverhandlungen in den Blickpunkt, der
in der gegenwärtigen Diskussion um die Inflexibilität von
Flächentarifverträgen nicht hinreichend Berücksichti-
gung findet: Flächentarifverträge haben auf der Betriebs-
ebene eine friedensstiftende Funktion und steigern hierü-
ber die Funktionsfähigkeit betrieblicher Mitbestimmung.
Zum anderen wird durch Berücksichtigung der Wechsel-
beziehungen deutlich, dass die ökonomischen Wirkungen
von Betriebsräten von den jeweiligen betrieblichen Be-
dingungen abhängen. Eine Steigerung der betrieblichen
Leistungsfähigkeit durch Mitbestimmung ergibt sich eher
dann, wenn Verteilungskonflikte auf der betrieblichen
Ebene reduziert werden. Positive Produktivitätswirkun-
gen von Betriebsräten sind insbesondere in tarifgebunde-
nen Betrieben festzustellen. Ihr Einfluss auf die Lohnhö-
he fällt in tarifgebundenen Betrieben schwächer aus. Die-
ses Ergebnis gilt auch für Betriebe mittlerer Größe.
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Tabelle 2: Lohnfunktionsschätzungen (1994–1996) für Betriebe mit 21–100 Beschäftigten
Abhängige Variabe: Logarithmierter betrieblicher Durchschnittslohn
Methode: OLS

(1) (2) (3) (4)

Alle Betriebe Alle Betriebe Tarifgebundene Betriebe ohne 
Betriebe Tarifbindung

Exogene Variable ß̂ |t| ß̂ |t| ß̂ |t| ß̂ |t|

Betriebsrat 0,129 6,047*** 0,183 5,477*** 0,088 3,460*** 0,176 4,810***

Tarifvertrag 5·10–4 0,027 0,054 1,776*

Betriebsrat*Tarifvertrag –0,097 2,367**

Frauenanteil –0,298 4,720*** –0,303 4,841*** –0,261 3,238*** –0,372 4,226***

Anteil Teilzeitbeschäftigter –0,535 3,956*** –0,518 3,866*** –0,440 3,012*** –0,482 2,152**

Auszubildendenanteil –1,225 6,872*** –1,214 6,811*** –1,501 6,094*** –0,806 3,039***

Anteil gewerblicher Arbeitskräfte –0,231 2,975*** –0,220 2,849*** –0,208 1,830* –0,180 1,691*

Facharbeiteranteil 0,072 1,561 0,063 1,373 0,018 0,306 0,104 1,369

Akademikeranteil 0,783 2,789*** 0,819 2,884*** 0,292 0,948 1,544 4,585***

Anteil tätiger Inhaber/
Familienangehöriger –0,509 1,655* –0,521 1,698* –0,917 2,454** –0,180 0,369

Betriebsgröße –5·10–4 1,075 –6·10–4 1,161 –0,001 1,911* 10–4 0,098

Einzelbetrieb 0,004 0,209 0,003 0,133 –0,015 0,594 0,053 1,562

Gründung 1960 0,057 2,041** 0,063 2,265** 0,070 2,054** 0,049 1,126

Gründung 1970 0,060 1,640 0,060 1,655* 0,102 2,436** 0,012 0,218

Gründung 1980 –0,028 1,008 –0,026 0,917 –0,058 1,530 –0,058 1,530

Modernste Produktionstechnik 0,019 0,915 0,018 0,896 –0,164 0,642 0,066 1,867*

Schichtarbeit 0,033 1,461 0,031 1,389 0,040 1,467 0,021 0,552

Erfolgsbeteiligung Geschäftsleitung 0,057 2,980*** 0,058 3,007*** 0,041 1,825* 0,080 2,485**

1995 0,027 1,231 0,024 1,107 4·10–4 0,016 0,050 1,348

1996 0,035 1,630 0,032 1,495 0,029 1,216 0,024 0,632

Konstante 10,928 141,25*** 10,906 141,32*** 11,068 105,67*** 10,702 89,16***

Sektoren Ja Ja Ja Ja

Beobachtungen 714 714 423 291

R2 0,371 0,376 0,399 0,441

Heteroskedastie-konsistente |t|-Werte nach dem Verfahren von White (1980) in Klammern. *, ** bzw. *** zeigt Signifikanz auf einem Niveau von � =
0,10, 0,05 bzw. 0,01.



Vor diesem Hintergrund ist die vielfach erhobene Forde-
rung nach verstärkter Flexibilität von Flächentarifverträ-
gen mit einiger Vorsicht zu beurteilen. Tarifverhandlun-
gen sind Bestandteil eines übergreifenden Systems indus-
trieller Beziehungen in der Bundesrepublik. Modifikatio-
nen dieses Bestandteils können weit reichende Konse-
quenzen für die anderen Komponenten des Systems und
damit für die Funktionsfähigkeit des gesamten Systems
der industriellen Beziehungen haben. Dies betrifft nicht
nur Lohn-, sondern auch Produktivitätseffekte. Eine ver-
stärkte Flexibilität von Flächentarifverträgen bedeutet,
dass tarifgebundene Betriebe bei Vorliegen bestimmter
Bedingungen auch unter Tarif entlohnen können. Dies
kann nicht nur zu Vorteilen, sondern auch zu Kosten für
die Betriebe führen. Eine untertarifliche Entlohnung im-
pliziert, dass Verteilungskonflikte verstärkt auf betrieb-
licher Ebene ausgetragen werden müssen. Lenken Be-
triebsrat und Management ihre Aktivitäten in diesem Fall
verstärkt auf das Führen von Lohnverhandlungen und
weniger auf Maßnahmen, die zur Steigerung der betrieb-
liche Leistungsfähigkeit dienen, dann sind kontraproduk-
tive Effekte der Flexibilisierung nicht auszuschließen. In-
wieweit Tarifverträge ihre friedensstiftende Funktion bei
einer Flexibilisierung einbüßen oder nicht, dürfte unter
anderem davon abhängen, ob Gewerkschaften und Ar-
beitgeberverbände auf die betrieblichen Lohnverhandlun-
gen einen mäßigenden Einfluss ausüben können.

Insgesamt zeigen die vorliegenden Schätzungen, dass Be-
triebsrat nicht gleich Betriebsrat ist. Während diese Er-
kenntnis in der Industriesoziologie nicht neu ist und Fall-
studien darauf verweisen, dass es sehr unterschiedliche
Typen von Betriebsräten gibt (vgl. Frege 2002 für einen
Überblick), haben ökonomische Studien den Bedingun-
gen, die die Wirkungen von Betriebsräten beeinflussen,
bislang wenig Beachtung geschenkt. Die Tarifbindung
des Betriebs ist dabei als ein wichtiger, aber sicherlich
nicht als der einzige Faktor anzusehen. Weitere wichtige
Rahmenbedingungen können sich aus der Trennung von
Eigentum und Kontrolle (FitzRoy/Kraft 1987, Jirjahn
2002a) sowie aus der Kooperationsbereitschaft des Ma-
nagements bei einer Mitbestimmung der Arbeitnehmer
ergeben (Jirjahn/Smith 2003). Wie diese verschiedenen
betrieblichen Rahmenbedingungen zusammen mit der
Tarifbindung die Wirkungen betrieblicher Mitbestim-
mung beeinflussen, dürfte eine spannende Fragestellung
für künftige Untersuchungen sein.
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